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Antrag der Fraktionen der CDU und der SPD

Änderungsantrag zum Gesetz zur Änderung des Bremischen Polizeigesetzes
(Mitteilung des Senats vom 23. Januar 2001, Drs. 15/599)

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:

Das Gesetz zur Änderung des Bremischen Polizeigesetzes (Drucksache 15/599)
wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 1 Ziffer 15

a) erhält § 36 Absatz 3 folgenden Wortlaut: „Für die Rechte des Ausschusses
gilt Artikel 105 Absatz 4 der Landesverfassung.“

b) wird in § 36 f Absatz 1 nach den Worten „erforderlich ist“ der Punkt gestri-
chen und durch die Worte „oder sie im Rahmen ihrer rechtmäßigen Auf-
gabenerfüllung Anhaltspunkte für das Bestehen einer erheblichen sozia-
len Notlage feststellt.“ ersetzt.

2. In Artikel 1 wird nach Ziffer 17 eine zusätzliche Ziffer 17 a eingefügt, die fol-
genden Wortlaut hat:

§ 46 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Schusswaffen dürfen gegen Personen nur gebraucht werden, um angriffs-
oder fluchtunfähig zu machen. Gebraucht der Polizeivollzugsbeamte die
Schusswaffe als das einzige Mittel und die erforderliche Verteidigung, um ei-
nen rechtswidrigen Angriff mit gegenwärtiger Lebensgefahr oder gegenwär-
tiger Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der körperlichen Unversehrt-
heit von sich oder einem anderen abzuwehren, so ist sein Handeln auch dann
zulässig, wenn es unvermeidbar zum Tode des Angreifers führt; insoweit wird
das Grundrecht auf Leben (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes) einge-
schränkt. § 42 Abs. 1 Satz 1 findet im Falle des Satzes 2 keine Anwendung.“
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